
VMH: Die Änderungen des Asylverfahrensgesetz i.d.F.  des Gesetzesentwurfes der BR 
inkl. Änderungen BT v. 15. 5. (fett kursiv), so am 7. Juni 2013 verabschiedet. 

Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) - Auszug 

Abschnitt 1  Geltungsbereich  Allgemeine Bestimmungen  

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Ausländer, die Folgendes bea ntragen: 
1. Schutz vor politischer Verfolgung nach Artikel 1 6a Absatz 1 des Grundgesetzes 
oder 
2. internationalen Schutz nach der Richtlinie 2011/ 95/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über  Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staaten losen als Personen mit 
Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einh eitlichen Status für Flüchtlinge 
oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schut z und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes (ABl. L 337 vom 20.12.2011, S.  9); der internationale Schutz 
im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU umfasst den Schu tz vor Verfolgung nach dem 
Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II 
S. 559, 560) und den subsidiären Schutz im Sinne de r Richtlinie; der nach Maßgabe 
der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2 004 über Mindestnormen für die 
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörig en oder Staatenlosen als 
Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig inte rnationalen Schutz benötigen, 
und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (AB l. L 304 vom 30.9.2004, S. 12) 
gewährte internationale Schutz steht dem internatio nalen Schutz im Sinne der 
Richtlinie 2011/95/EU gleich; § 104 Absatz 9 des Au fenthaltsgesetzes bleibt 
unberührt.  

(1) Dieses Gesetz gilt für Ausländer, die Schutz als politisch Verfolgte nach Artikel 16a Abs. 1 
des Grundgesetzes oder Schutz vor Verfolgung nach dem Abkommen über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 II S. 559) beantragen. 
(2) unverändert 
 

Abschnitt 2 Schutzgewährung 

Unterabschnitt 1 Asyl 

§ 2 Rechtsstellung Asylberechtigter - unverändert 

Unterabschnitt 2 Internationaler Schutz 

§ 3 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

(1) Ein Ausländer ist Flüchtling im Sinne des Abkom mens vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 55 9, 560), wenn er sich 

1. aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen sein er Rasse, Religion, 
Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehöri gkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe 
2. außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet 

a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen  Schutz er nicht in 
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht  in Anspruch nehmen 
will, oder 



b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gew öhnlichen Aufenthalt 
hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder we gen dieser Furcht nicht 
zurückkehren will. 

(1) Ein Ausländer ist Flüchtling im Sinne des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, wenn er in dem Staat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder in dem er als 
Staatenloser seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, den Bedrohungen nach § 60 Abs. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes ausgesetzt ist. 
(2-4) unverändert 
 
§ 3a Verfolgungshandlungen 
 
(1)Als Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 gelten Handlungen, die 

1. aufgrund ihrer Art oder Wiederholung so graviere nd sind, dass sie eine 
schwerwiegende Verletzung der grundlegenden Mensche nrechte darstellen, 
insbesondere der Rechte, von denen nach Artikel 15 Absatz 2 der Konvention vom 
4. November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und  Grundfreiheiten (BGBl. 
1952 II S. 685, 953) keine Abweichung zulässig ist,  oder 
2. in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen , einschließlich einer 
Verletzung der Menschenrechte, bestehen, die so gra vierend ist, dass eine Person 
davon in ähnlicher wie der unter Nummer 1 beschrieb enen Weise betroffen ist. 

(2) Als Verfolgung im Sinne des Absatzes 1 können u nter anderem die folgenden 
Handlungen gelten: 

1. die Anwendung physischer oder psychischer Gewalt , einschließlich sexueller 
Gewalt, 
2. gesetzliche, administrative, polizeiliche oder j ustizielle Maßnahmen, die als 
solche diskriminierend sind oder in diskriminierend er Weise angewandt werden, 
3. unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafve rfolgung oder Bestrafung, 
4. Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit de m Ergebnis einer 
unverhältnismäßigen oder diskriminierenden Bestrafu ng, 
5. Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigeru ng des Militärdienstes in 
einem Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen o der Handlungen umfassen 
würde, die unter die Ausschlussklauseln des § 3 Abs atz 2 fallen, 
6. Handlungen, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder 
gerichtet sind. 

(3) Zwischen den in § 3 Absatz 1 Nummer 1 in Verbin dung mit den in § 3b genannten 
Verfolgungsgründen und den in den Absätzen 1 und 2 als Verfolgung eingestuften 
Handlungen oder dem Fehlen von Schutz vor solchen H andlungen muss eine 
Verknüpfung bestehen. 
 
§ 3b Verfolgungsgründe 
 
(1) Bei der Prüfung der Verfolgungsgründe nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 ist Folgendes zu 
berücksichtigen: 

1. der Begriff der Rasse umfasst insbesondere die A spekte Hautfarbe, Herkunft und 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe ; 
2. der Begriff der Religion umfasst insbesondere th eistische, nichttheistische und 
atheistische Glaubensüberzeugungen, die Teilnahme o der Nichtteilnahme an 
religiösen Riten im privaten oder öffentlichen Bere ich, allein oder in Gemeinschaft 
mit anderen, sonstige religiöse Betätigungen oder M einungsäußerungen und 
Verhaltensweisen Einzelner oder einer Gemeinschaft,  die sich auf eine religiöse 
Überzeugung stützen oder nach dieser vorgeschrieben  sind; 
3. der Begriff der Nationalität beschränkt sich nic ht auf die Staatsangehörigkeit 
oder das Fehlen einer solchen, sondern bezeichnet i nsbesondere auch die 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe, die durch ihre kultu relle, ethnische oder 



sprachliche Identität, gemeinsame geografische oder  politische Herkunft oder ihre 
Verwandtschaft mit der Bevölkerung eines anderen St aates bestimmt wird; 
4. eine Gruppe gilt insbesondere als eine bestimmte  soziale Gruppe, wenn  

a) die Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merkmale  oder einen 
gemeinsamen Hintergrund, der nicht verändert werden  kann, gemein haben 
oder Merkmale oder eine Glaubensüberzeugung teilen,  die so bedeutsam für 
die Identität oder das Gewissen sind, dass der Betr effende nicht gezwungen 
werden sollte, auf sie zu verzichten, und  
b) die Gruppe in dem betreffenden Land eine deutlic h abgegrenzte Identität 
hat, da sie von der sie umgebenden Gesellschaft als  andersartig betrachtet 
wird; 

als eine bestimmte soziale Gruppe kann auch eine Gr uppe gelten, die sich auf das 
gemeinsame Merkmal der sexuellen Orientierung gründ et; Handlungen, die nach 
deutschem Recht als strafbar gelten, fallen nicht d arunter; eine Verfolgung wegen 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Grup pe kann auch vorliegen, wenn 
sie allein an das Geschlecht oder die geschlechtlic he Identität anknüpft; 
5. unter dem Begriff der politischen Überzeugung is t insbesondere zu verstehen, 
dass der Ausländer in einer Angelegenheit, die die in § 3c genannten potenziellen 
Verfolger sowie deren Politiken oder Verfahren betr ifft, eine Meinung, 
Grundhaltung oder Überzeugung vertritt, wobei es un erheblich ist, ob er aufgrund 
dieser Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung tätig  geworden ist. 

(2) Bei der Bewertung der Frage, ob die Furcht eine s Ausländers vor Verfolgung 
begründet ist, ist es unerheblich, ob er tatsächlic h die Merkmale der Rasse oder die 
religiösen, nationalen, sozialen oder politischen M erkmale aufweist, die zur Verfolgung 
führen, sofern ihm diese Merkmale von seinem Verfol ger zugeschrieben werden.  
 
§ 3c Akteure, von denen Verfolgung ausgehen kann 
 
Die Verfolgung kann ausgehen von 

1. dem Staat, 
2. Parteien oder Organisationen, die den Staat oder  einen wesentlichen Teil des 
Staatsgebiets beherrschen, oder 
3. nichtstaatlichen Akteuren, sofern die in den Num mern 1 und 2 genannten 
Akteure einschließlich internationaler Organisation en erwiesenermaßen nicht in 
der Lage oder nicht willens sind, im Sinne des § 3d  Schutz vor Verfolgung zu 
bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land e ine staatliche 
Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. 

 
§ 3d Akteure, die Schutz bieten können 
 
(1) Schutz vor Verfolgung kann nur geboten werden 

1. vom Staat oder 
2. von Parteien oder Organisationen einschließlich internationaler Organisationen, 
die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staa tsgebiets beherrschen,  

     sofern sie willens und in der Lage sind, Schut z gemäß Absatz 2 zu bieten. 
(2) Der Schutz vor Verfolgung muss wirksam und darf  nicht nur vorübergehender Art 
sein. Generell ist ein solcher Schutz gewährleistet , wenn die in Absatz 1 genannten 
Akteure geeignete Schritte einleiten, um die Verfol gung zu verhindern, beispielsweise 
durch wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, S trafverfolgung und Ahndung von 
Handlungen, die eine Verfolgung darstellen, und wen n der Ausländer Zugang zu diesem 
Schutz hat.  
(3) Bei der Beurteilung der Frage, ob eine internat ionale Organisation einen Staat oder 
einen wesentlichen Teil seines Staatsgebiets beherr scht und den in Absatz 2 genannten 



Schutz bietet, sind etwaige in einschlägigen Rechts akten der Europäischen Union 
aufgestellte Leitlinien heranzuziehen. 
 
§ 3e Interner Schutz 
 
(1) Dem Ausländer wird die Flüchtlingseigenschaft n icht zuerkannt, wenn er 

1. in einem Teil seines Herkunftslandes keine begrü ndete Furcht vor Verfolgung 
oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung nach § 3d hat und 
2. sicher und legal in diesen Landesteil reisen kan n, dort aufgenommen wird und 
vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sic h dort niederlässt. 

(2) Bei der Prüfung der Frage, ob ein Teil des Herk unftslandes die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 erfüllt, sind die dortigen allgemeinen Geg ebenheiten und die persönlichen 
Umstände des Ausländers gemäß Artikel 4 der Richtli nie 2011/95/EU zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Antrag zu berücksichtigen. Zu  diesem Zweck sind genaue und 
aktuelle Informationen aus relevanten Quellen, wie etwa Informationen des Hohen 
Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge o der des Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen einzuholen.  

§ 4 Subsidiärer Schutz 
(1) Ein Ausländer ist subsidiär Schutzberechtigter,  wenn er stichhaltige Gründe für die 
Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunf tsland ein ernsthafter Schaden 
droht. Als ernsthafter Schaden gilt: 

1. die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstraf e, 
2. Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Beh andlung oder Bestrafung oder 
3. eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Leben s oder der Unversehrtheit einer 
Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. 

(2) Ein Ausländer ist von der Zuerkennung subsidiär en Schutzes nach Absatz 1 
ausgeschlossen, wenn schwerwiegende Gründe die Anna hme rechtfertigen, dass er 

1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverb rechen oder ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit im Sinne der international en Vertragswerke begangen 
hat, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen  bezüglich dieser 
Verbrechen festzulegen, 
2. eine schwere Straftat begangen hat, 
3. sich Handlungen zuschulden kommen lassen hat, di e den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen, wie sie in der Präambel und den Artikeln 1 
und 2 der Charta der Vereinten Nationen (BGBl. 1973  II, S. 430, 431) verankert sind, 
zuwiderlaufen oder 
4. eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die S icherheit der Bundesrepublik 
Deutschland darstellt. 

Diese Ausschlussgründe gelten auch für Ausländer, d ie andere zu den genannten 
Straftaten oder Handlungen anstiften oder sich in s onstiger Weise daran beteiligen. 
(3) Die §§ 3c bis 3e gelten entsprechend. An die St elle der Verfolgung, des Schutzes vor 
Verfolgung bzw. der begründeten Furcht vor Verfolgu ng treten die Gefahr eines 
ernsthaften Schadens, der Schutz vor einem ernsthaf ten Schaden bzw. die tatsächliche 
Gefahr eines ernsthaften Schadens, an die Stelle de r Flüchtlingseigenschaft tritt der 
subsidiäre Schutz. 

§ 4 Verbindlichkeit asylrechtlicher Entscheidungen  – wird zu § 6 

Die Entscheidung über den Asylantrag ist in allen Angelegenheiten verbindlich, in denen die 
Anerkennung als Asylberechtigter oder die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 



rechtserheblich ist. Dies gilt nicht für das Auslieferungsverfahren sowie das Verfahren nach  
§ 58a des Aufenthaltsgesetzes. 
 
Abschnitt 3 Allgemeine Bestimmungen 

§ 5 Bundesamt 

(1) Über Asylanträge einschließlich der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft entscheidet das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt). Es ist nach Maßgabe dieses Gesetzes 
auch für ausländerrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. 
(2-4) unverändert 

§ 6 (weggefallen)  Verbindlichkeit asylrechtlicher Entscheidungen 

Die Entscheidung über den Asylantrag ist in allen A ngelegenheiten verbindlich, in denen 
die Anerkennung als Asylberechtigter oder die Zuerk ennung des internationalen 
Schutzes im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2  der Flüchtlingseigenschaft rechtserheblich 
ist. Dies gilt nicht für das Auslieferungsverfahren  sowie das Verfahren nach § 58a des 
Aufenthaltsgesetzes. 
 
§§ 7 -9 unverändert 
 

§ 10 Zustellungsvorschriften 

(1-2) unverändert 
(3) Betreiben Familienangehörige im Sinne des § 26 Absa tz 1 bis 3 ein gemeinsames 
Asylverfahren und ist nach Absatz 2 für alle Famili enangehörigen dieselbe Anschrift 
maßgebend, können für sie bestimmte Entscheidungen und Mitteilungen in einem 
Bescheid oder einer Mitteilung zusammengefasst und einem Familienangehörigen 
zugestellt werden, sofern er das 18. Lebensjahr vol lendet hat. Betreiben Eltern oder 
Elternteile mit ihren minderjährigen ledigen Kindern oder Ehegatten jeweils ein gemeinsames 
Asylverfahren und ist nach Absatz 2 für alle Familienangehörigen dieselbe Anschrift 
maßgebend, können für sie bestimmte Entscheidungen und Mitteilungen in einem Bescheid 
oder einer Mitteilung zusammengefasst und einem Ehegatten oder Elternteil zugestellt werden. 
In der Anschrift sind alle Familienangehörigen zu nennen, die das 16. Lebensjahr vollendet 
haben und für die die Entscheidung oder Mitteilung bestimmt ist. In der Entscheidung oder 
Mitteilung ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, gegenüber welchen Familienangehörigen sie gilt. 
(4-7) unverändert 
 
§§ 11-11a unverändert 
 

Abschnitt 4  Asylverfahren 

Unterabschnitt 1 Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 12 Handlungsfähigkeit Minderjähriger - unveränder t 

§ 13 Asylantrag 

(1) Ein Asylantrag liegt vor, wenn sich dem schriftlich, mündlich oder auf andere Weise 
geäußerten Willen des Ausländers entnehmen lässt, dass er im Bundesgebiet Schutz vor 



politischer Verfolgung sucht oder dass er Schutz vor Abschiebung oder einer sonstigen 
Rückführung in einen Staat begehrt, in dem ihm eine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
oder ein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absat z 1 droht.  in dem ihm die in § 60 Abs. 1 
des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten Gefahren drohen. 
(2) Mit jedem Asylantrag wird die Anerkennung als A sylberechtigter sowie internationaler 
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 beantragt. Der Aus länder kann den Asylantrag auf die 
Zuerkennung internationalen Schutzes oder die Zuerk ennung subsidiären Schutzes 
beschränken. Er ist über die Folgen einer Beschränk ung des Antrags zu belehren. § 24 
Absatz 2 bleibt unberührt. 
(2) Mit jedem Asylantrag wird sowohl die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft als auch, 
wenn der Ausländer dies nicht ausdrücklich ablehnt, die Anerkennung als Asylberechtigter 
beantragt. 
(3) unverändert 

§ 14 Antragstellung - unverändert 

§ 14a Familieneinheit 

(1-2) unverändert 
(3) Der Vertreter des Kindes im Sinne von § 12 Abs. 3 kann bis zur Zustellung der 
Entscheidung des Bundesamtes  jederzeit auf die Durchführung eines Asylverfahrens für das 
Kind verzichten, indem er erklärt, dass dem Kind keine Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
und kein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absat z 1 drohen.  politische Verfolgung 
droht. § 13 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
(4) unverändert 
 
§§ 15-17 - unverändert 

Unterabschnitt 2 Einleitung des Asylverfahrens  

§§ 17-22a - unverändert 

Unterabschnitt 3 Verfahren beim Bundesamt  

§ 23 - unverändert 

§ 24 Pflichten des Bundesamtes 

(1) Das Bundesamt klärt den Sachverhalt und erhebt die erforderlichen Beweise. Nach der 
Asylantragstellung unterrichtet das Bundesamt den Ausländer in einer Sprache, deren Kenntnis 
vernünftigerweise vorausgesetzt werden kann, über den Ablauf des Verfahrens und über seine 
Rechte und Pflichten im Verfahren, insbesondere auch über Fristen und die Folgen einer 
Fristversäumung. Es hat den Ausländer persönlich anzuhören. Von einer Anhörung kann 
abgesehen werden, wenn das Bundesamt den Ausländer als asylberechtigt anerkennen will 
oder wenn der Ausländer nach seinen Angaben aus einem sicheren Drittstaat (§ 26a) eingereist 
ist. Von einer Anhörung kann auch abgesehen werden, wenn  das Bundesamt einem nach 
§ 13 Absatz 2 Satz 2 beschränkten Asylantrag stattg eben will.  Von der Anhörung ist 
abzusehen, wenn der Asylantrag für ein im Bundesgebiet geborenes Kind unter sechs Jahren 
gestellt und der Sachverhalt auf Grund des Inhalts der Verfahrensakten der Eltern oder eines 
Elternteils ausreichend geklärt ist. 
(2) Nach Stellung eines Asylantrags obliegt dem Bundesamt auch die Entscheidung, ob ein 
Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 § 60 Absatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegt. 
(3) Das Bundesamt unterrichtet die Ausländerbehörde unverzüglich über  



1. die getroffene Entscheidung und 
2. von dem Ausländer vorgetragene oder sonst erkennbare Gründe 

a) für eine Aussetzung der Abschiebung, insbesondere über die Notwendigkeit, die 
für eine Rückführung erforderlichen Dokumente zu beschaffen, oder 
b) die nach § 25 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe a bis d Nummer 1 bis 4  des 
Aufenthaltsgesetzes der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis entgegenstehen 
könnten. 

(4) unverändert 

§ 25 Anhörung 

(1) Der Ausländer muss selbst die Tatsachen vortragen, die seine Furcht vor politischer 
Verfolgung oder die Gefahr eines ihm drohenden ernsthaften Sch adens  begründen, und die 
erforderlichen Angaben machen. Zu den erforderlichen Angaben gehören auch solche über 
Wohnsitze, Reisewege, Aufenthalte in anderen Staaten und darüber, ob bereits in anderen 
Staaten oder im Bundesgebiet ein Verfahren mit dem Ziel der Anerkennung als ausländischer 
Flüchtling, auf Zuerkennung internationalen  Schutzes im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2  
oder ein Asylverfahren eingeleitet oder durchgeführt ist. 
(2-5) unverändert 
(6) Die Anhörung ist nicht öffentlich. An ihr können Personen, die sich als Vertreter des Bundes, 
eines Landes, oder  des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen oder des 
Sonderbevollmächtigten für Flüchtlingsfragen beim Europarat ausweisen, teilnehmen. Anderen 
Personen kann der Leiter des Bundesamtes oder die von ihm beauftragte Person die 
Anwesenheit gestatten. 
(7) unverändert 

§ 26 Familienasyl und  internationaler Schutz für Familienangehörige  
Famil ienflüchtlingsschutz  

(1) Der Ehegatte oder der Lebenspartner eines Asylb erechtigten wird auf Antrag als 
Asylberechtigter anerkannt, wenn 

1. die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtba r ist, 
2. die Ehe oder Lebenspartnerschaft mit dem Asylber echtigten schon in dem Staat 
bestanden hat, in dem der Asylberechtigte politisch  verfolgt wird, 
3. der Ehegatte oder der Lebenspartner vor der Aner kennung des Ausländers als 
Asylberechtigter eingereist ist oder er den Asylant rag unverzüglich nach der 
Einreise gestellt hat und 
4. die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu wi derrufen oder 
zurückzunehmen ist. 

(2) Ein zum Zeitpunkt seiner Asylantragstellung min derjähriges lediges Kind eines 
Asylberechtigten wird auf Antrag als asylberechtigt  anerkannt, wenn die Anerkennung 
des Ausländers als Asylberechtigter unanfechtbar is t und diese Anerkennung nicht zu 
widerrufen oder zurückzunehmen ist. 
(3) Die Eltern eines minderjährigen ledigen Asylber echtigten oder ein anderer 
Erwachsener im Sinne des Artikels 2 Buchstabe j der  Richtlinie 2011/95/EU werden auf 
Antrag als Asylberechtigte anerkannt, wenn 

1. die Anerkennung des Asylberechtigten unanfechtba r ist, 
2. die Familie im Sinne des Artikels 2 Buchstabe j der Richtlinie 2011/95/EU schon 
in dem Staat bestanden hat, in dem der Asylberechti gte politisch verfolgt wird, 
3. sie vor der Anerkennung des Asylberechtigten ein gereist sind oder sie den 
Asylantrag unverzüglich nach der Einreise gestellt haben, 
4. die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu wi derrufen oder 
zurückzunehmen ist und 5. sie die Personensorge für  den Asylberechtigten 
innehaben. 



Für zum Zeitpunkt ihrer Antragstellung minderjährig e ledige Geschwister des 
minderjährigen Asylberechtigten gilt Satz 1 Nummer 1 bis 4 entsprechend. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Familienan gehörige im Sinne dieser Absätze, die 
die Voraussetzungen des § 60 Absatz 8 Satz 1 des Au fenthaltsgesetzes oder des § 3 
Absatz 2 erfüllen. Die Absätze 2 und 3 gelten nicht  für Kinder eines Ausländers, der 
selbst nach Absatz 2 oder Absatz 3 als Asylberechti gter anerkannt worden ist. 
(5) Auf Familienangehörige im Sinne der Absätze 1 b is 3 von international 
Schutzberechtigten sind die Absätze 1 bis 4 entspre chend anzuwenden. An die Stelle der 
Asylberechtigung tritt die Flüchtlingseigenschaft o der der subsidiäre Schutz. Der 
subsidiäre Schutz als Familienangehöriger wird nich t gewährt, wenn ein 
Ausschlussgrund nach § 4 Absatz 2 vorliegt. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden, wenn  dem Ausländer durch den 
Familienangehörigen im Sinne dieser Absätze eine Ve rfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 
oder ein ernsthafter Schaden im Sinne des § 4 Absat z 1 droht oder er bereits einer 
solchen Verfolgung ausgesetzt war oder einen solche n ernsthaften Schaden erlitten hat . 
 
(1) Der Ehegatte eines Asylberechtigten wird auf Antrag als Asylberechtigter anerkannt, wenn  
1. die Anerkennung des Ausländers als Asylberechtigter unanfechtbar ist, 
2. die Ehe schon in dem Staat bestanden hat, in dem der Asylberechtigte politisch verfolgt wird, 
3. der Ehegatte einen Asylantrag vor oder gleichzeitig mit dem Asylberechtigten oder 
unverzüglich nach der Einreise gestellt hat und 
4. die Anerkennung des Asylberechtigten nicht zu widerrufen oder zurückzunehmen ist. 
(2) Ein zum Zeitpunkt seiner Asylantragstellung minderjähriges lediges Kind eines 
Asylberechtigten wird auf Antrag als asylberechtigt anerkannt, wenn die Anerkennung des 
Ausländers als Asylberechtigter unanfechtbar ist und diese Anerkennung nicht zu widerrufen 
oder zurückzunehmen ist. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Ehegatten und Kinder, die die Voraussetzungen des  
§ 60 Abs. 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Abs. 2 erfüllen. Absatz 2 gilt nicht für 
Kinder eines Ausländers, der nach Absatz 2 als Asylberechtigter anerkannt worden ist. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Ehegatten und Kinder von Ausländern, denen die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, entsprechend anzuwenden. An die Stelle der 
Asylberechtigung tritt die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. 
 

§§ 26a – 27a unverändert 

§ 28 Nachfluchttatbestände 

(1) unverändert 
(1a) Die begründete Furcht vor Verfolgung im Sinne des §  3 Absatz 1 oder die 
tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften Schaden im S inne des § 4 Absatz 1 zu erleiden,  
Eine Bedrohung nach § 60 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes kann auf Ereignissen beruhen, die 
eingetreten sind, nachdem der Ausländer das Herkunftsland verlassen hat, insbesondere auch 
auf einem Verhalten des Ausländers, das Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im 
Herkunftsland bestehenden Überzeugung oder Ausrichtung ist. 
(2) unverändert 

§§ 29-29a unverändert 

§ 30 Offensichtlich unbegründete Asylanträge 

(1) unverändert 
(2) Ein Asylantrag ist insbesondere offensichtlich unbegründet, wenn nach den Umständen des 
Einzelfalles offensichtlich ist, dass sich der Ausländer nur aus wirtschaftlichen Gründen oder um 



einer allgemeinen Notsituation oder einer kriegerischen Auseinandersetzung zu entgehen, im 
Bundesgebiet aufhält. 
(3-5) unverändert 
 

§ 31 Entscheidung des Bundesamtes über Asylanträge 

(1) Die Entscheidung des Bundesamtes ergeht schriftlich. Sie ist schriftlich zu begründen und 
den Beteiligten mit Rechtsbehelfsbelehrung unverzüglich zuzustellen. Wurde kein 
Bevollmächtigter für das Verfahren bestellt, ist eine Übersetzung der Entscheidungsformel und 
der Rechtsbehelfsbelehrung in einer Sprache beizufügen, deren Kenntnis vernünftigerweise 
vorausgesetzt werden kann; Asylberechtigte und Ausländer, denen internationaler Schutz im 
Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2  die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wird oder bei denen 
das Bundesamt ein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 
7 des Aufenthaltsgesetzes festgestellt hat, werden zusätzlich über die Rechte und Pflichten 
unterrichtet, die sich daraus ergeben. Wird der Asylantrag nur nach § 26a oder § 27a abgelehnt, 
ist die Entscheidung zusammen mit der Abschiebungsanordnung nach § 34a dem Ausländer 
selbst zuzustellen. Sie kann ihm auch von der für die Abschiebung oder für die Durchführung 
der Abschiebung zuständigen Behörde zugestellt werden. Wird der Ausländer durch einen 
Bevollmächtigten vertreten oder hat er einen Empfangsberechtigten benannt, soll diesem ein 
Abdruck der Entscheidung zugeleitet werden. 
(2) In Entscheidungen über beachtliche Asylanträge und nach § 30 Abs. 5 ist ausdrücklich 
festzustellen, ob dem Ausländer die Flüchtlingseigenschaft oder der subsidiäre Schutz 
zuerkannt wird und ob er als Asylberechtigter anerkannt wird. In den Fällen des § 13 Absatz 2 
Satz 2 ist nur über den beschränkten Antrag zu ents cheiden.  Von letzterer Feststellung ist 
abzusehen, wenn der Antrag auf die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft beschränkt war. 
(3) In den Fällen des Absatzes 2 und in Entscheidungen über unbeachtliche Asylanträge ist 
festzustellen, ob die Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 
des Aufenthaltsgesetzes vorliegen. Davon kann abgesehen werden, wenn der Ausländer als 
Asylberechtigter anerkannt wird oder ihm internationaler Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 2  die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wird. 
(4) Wird der Asylantrag nur nach § 26a abgelehnt, ist nur festzustellen, dass dem Ausländer auf 
Grund seiner Einreise aus einem sicheren Drittstaat kein Asylrecht zusteht. In den Fällen des  
§ 26 Absatz 1 bis 4 bleibt § 26 Absatz 5  § 26 Abs. 1 bis 3 bleibt § 26 Abs. 4 unberührt. 
(5) Wird ein Ausländer nach § 26 Absatz 1 bis 3 als Asy lberechtigter anerkannt oder wird 
ihm nach § 26 Absatz 5 internationaler Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 
zuerkannt, soll von der Feststellung der Voraussetz ungen des § 60 Absatz 5 und 7 des 
Aufenthaltsgesetzes abgesehen werden.  
Wird ein Ausländer nach § 26 Abs. 1 oder Abs. 2 als Asylberechtigter anerkannt, soll von den 
Feststellungen zu § 60 Abs. 2 bis 5 und 7 des Aufenthaltsgesetzes und der Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 4 abgesehen werden. Wird einem Ausländer nach § 26 
Abs. 4 die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt, soll von den Feststellungen zu § 60 Abs. 2 bis 5 
und 7 des Aufenthaltsgesetzes abgesehen werden. 
(6) Wird der Asylantrag nach § 27a als unzulässig abgelehnt, wird dem Ausländer in der 
Entscheidung mitgeteilt, welcher andere Staat für die Durchführung des Asylverfahrens 
zuständig ist. 
 

§ 32 Entscheidung bei Antragsrücknahme oder Verzicht 

Im Falle der Antragsrücknahme oder des Verzichts gemäß § 14a Abs. 3 stellt das Bundesamt in 
seiner Entscheidung fest, dass das Asylverfahren eingestellt ist und ob ein Abschiebungsverbot 
nach § 60 Absatz 5 oder 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des Aufenthaltsgesetzes vorliegt. In 
den Fällen des § 33 ist nach Aktenlage zu entscheiden. 



§ 33 unverändert 

Unterabschnitt  4 Aufenthaltsbeendigung  

§ 34 Abschiebungsandrohung 

(1) Das Bundesamt erlässt nach den §§ 59 und 60 Absatz 10 des Aufenthaltsgesetzes eine 
schriftliche Abschiebungsandrohung, wenn  
1. der Ausländer nicht als Asylberechtigter anerkannt wird, 
2. dem Ausländer nicht die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wird, 
2a. dem Ausländer kein subsidiärer Schutz gewährt w ird, 
3. die Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 und 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des 
Aufenthaltsgesetzes nicht vorliegen oder die Abschiebung ungeachtet des Vorliegens der 
Voraussetzungen des § 60 Absatz 7 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes ausnahmsweise zulässig 
ist und 
4. der Ausländer keinen Aufenthaltstitel besitzt. 
Eine Anhörung des Ausländers vor Erlass der Abschiebungsandrohung ist nicht erforderlich. Im 
Übrigen bleibt die Ausländerbehörde für Entscheidungen nach § 59 Absatz 1 Satz 4 und  
Absatz 6 des Aufenthaltsgesetzes zuständig. 
(2) unverändert 

 

§ 34a Abschiebungsanordnung 

(1) Soll der Ausländer in einen sicheren Drittstaat (§ 26a) oder in einen für die Durchführung des 
Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 27a) abgeschoben werden, ordnet das Bundesamt die 
Abschiebung in diesen Staat an, sobald feststeht, dass sie durchgeführt werden kann. Dies gilt 
auch, wenn der Ausländer den Asylantrag in einem anderen auf Grund von 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder eine s völkerrechtlichen Vertrages für 
die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Sta at gestellt  auf die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft beschränkt oder vor der Entscheidung des Bundesamtes 
zurückgenommen hat. Einer vorherigen Androhung und Fristsetzung bedarf es nicht. 
(2) Anträge nach § 80 Absatz 5 der Verwaltungsgerichtso rdnung gegen die 
Abschiebungsanordnung sind innerhalb einer Woche na ch Bekanntgabe zu stellen. Die 
Abschiebung ist bei rechtzeitiger Antragstellung vo r der gerichtlichen Entscheidung 
nicht zulässig.  Die Abschiebung nach Absatz 1 darf nicht nach § 80 oder § 123 der 
Verwaltungsgerichtsordnung ausgesetzt werden. 

§§ 35-37 unverändert 

§ 38 Ausreisefrist bei sonstiger Ablehnung und bei Rücknahme des  Asylan-
trags 

(1) In den sonstigen Fällen, in denen das Bundesamt den Ausländer nicht als Asylberechtigten 
anerkennt, beträgt die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist 30 Tage. Im Falle der 
Klageerhebung endet die Ausreisefrist 30 Tage nach dem unanfechtbaren Abschluss des 
Asylverfahrens. 
(2) unverändert 
(3) Im Falle der Rücknahme des Asylantrags oder der Klage oder des Verzichts auf die 
Durchführung des Asylverfahrens nach § 14a Absatz 3  kann dem Ausländer eine 
Ausreisefrist bis zu drei Monaten eingeräumt werden, wenn er sich zur freiwilligen Ausreise 
bereit erklärt. 
 



§ 39 Abschiebungsandrohung nach Aufhebung der Anerkennun g 

(1) Hat das Verwaltungsgericht die Anerkennung als Asylberechtigter oder die Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft aufgehoben, erlässt das Bundesamt nach dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung unverzüglich die Abschiebungsandrohung. Die dem 
Ausländer zu setzende Ausreisefrist beträgt 30 Tage. 
(2) Hat das Bundesamt in der aufgehobenen Entscheidung von der Feststellung, ob die 
Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des Aufenthaltsgesetzes vorliegen, 
abgesehen, ist diese Feststellung nachzuholen. 
 

§ 40 Unterrichtung der Ausländerbehörde 

(1) Das Bundesamt unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich der 
Ausländer aufzuhalten hat, über eine vollziehbare Abschiebungsandrohung und leitet ihr 
unverzüglich alle für die Abschiebung erforderlichen Unterlagen zu. Das Gleiche gilt, wenn das 
Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung der Klage wegen des Vorliegens der 
Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des 
Aufenthaltsgesetzes nur hinsichtlich der Abschiebung in den betreffenden Staat angeordnet hat 
und das Bundesamt das Asylverfahren nicht fortführt. 
(2) Das Bundesamt unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde, wenn das 
Verwaltungsgericht in den Fällen des § 38 Absatz 2  der § 38 Abs. 2 und § 39 die aufschiebende 
Wirkung der Klage gegen die Abschiebungsandrohung anordnet. 
(3) Stellt das Bundesamt dem Ausländer die Abschiebungsanordnung (§ 34a) zu, unterrichtet es 
unverzüglich die für die Abschiebung zuständige Behörde über die Zustellung. 
 

§ 41 (weggefallen) 

§ 42 Bindungswirkung ausländerrechtlicher Entscheidungen 

Die Ausländerbehörde ist an die Entscheidung des Bundesamtes oder des Verwaltungsgerichts 
über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder 
Absatz 7 des Aufenthaltsgesetzes gebunden. Über den späteren Eintritt und Wegfall der 
Voraussetzungen des § 60 Abs. 4 des Aufenthaltsgesetzes entscheidet die Ausländerbehörde, 
ohne dass es einer Aufhebung der Entscheidung des Bundesamtes bedarf. 

 

§ 43 Vollziehbarkeit und Aussetzung der Abschiebung 

(1-2) unverändert 
(3) Haben Familienangehörige im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3  Ehegatten oder Eltern und 
ihre minderjährigen ledigen Kinder gleichzeitig oder jeweils unverzüglich nach ihrer Einreise 
einen Asylantrag gestellt, darf die Ausländerbehörde die Abschiebung vorübergehend 
aussetzen, um die gemeinsame Ausreise der Familie zu ermöglichen. Sie stellt dem Ausländer 
eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung aus. 

§ 43b (weggefallen) 

Dritter  Abschnitt 5 Unterbringung und Verteilung 

§ 44 unverändert 



§ 45 Aufnahmequoten 

Die Länder können durch Vereinbarung einen Schlüssel für die Aufnahme von Asylbegehrenden 
durch die einzelnen Länder (Aufnahmequote) festlegen. Bis zum Zustandekommen dieser 
Vereinbarung oder bei deren Wegfall richtet sich die Aufnahmequote für das jeweilige 
Kalenderjahr nach dem von dem Büro der gemeinsamen Wissenschaftskonferenz  der 
Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung im 
Bundesanzeiger veröffentlichten Schlüssel, der für das vorangegangene Kalenderjahr 
entsprechend Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl der Länder errechnet worden ist 
(Königsteiner Schlüssel). 

§ 46 Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung 

(1) Zuständig für die Aufnahme des Ausländers ist die Aufnahmeeinrichtung, in der er sich 
gemeldet hat, wenn sie über einen freien Unterbringungsplatz im Rahmen der Quote nach § 45 
verfügt und die ihr zugeordnete Außenstelle des Bundesamtes Asylanträge aus dem 
Herkunftsland des Ausländers bearbeitet. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, ist die nach 
Absatz 2 bestimmte Aufnahmeeinrichtung für die Aufnahme des Ausländers zuständig. 
(2) Eine vom Bundesministerium des Innern bestimmte zentrale Verteilungsstelle benennt auf 
Veranlassung einer Aufnahmeeinrichtung dieser die für die Aufnahme des Ausländers 
zuständige Aufnahmeeinrichtung. Maßgebend dafür sind die Aufnahmequoten nach § 45, in 
diesem Rahmen die vorhandenen freien Unterbringungsplätze und sodann die 
Bearbeitungsmöglichkeiten der jeweiligen Außenstelle des Bundesamtes in Bezug auf die 
Herkunftsländer der Ausländer. Von mehreren danach in Betracht kommenden 
Aufnahmeeinrichtungen wird die nächstgelegene als zuständig benannt. 
(3) Die veranlassende Aufnahmeeinrichtung teilt der zentralen Verteilungsstelle nur die Zahl der 
Ausländer unter Angabe der Herkunftsländer mit. Ausländer und ihre Familienangehörigen 
im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 sind als Gruppe zu  melden. Ehegatten sowie Eltern und 
ihre minderjährigen ledigen Kinder sind als Gruppe zu melden. 
(4) Die Länder stellen sicher, dass die zentrale Verteilungsstelle jederzeit über die für die 
Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung erforderlichen Angaben, insbesondere über 
Zu- und Abgänge, Belegungsstand und alle freien Unterbringungsplätze jeder 
Aufnahmeeinrichtung unterrichtet ist. 
(5) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle benennt der zentralen 
Verteilungsstelle die zuständige Aufnahmeeinrichtung für den Fall, dass das Land nach der 
Quotenregelung zur Aufnahme verpflichtet ist und über keinen freien Unterbringungsplatz in den 
Aufnahmeeinrichtungen verfügt. 

§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 

(1) Ausländer, die den Asylantrag bei einer Außenstelle des Bundesamtes zu stellen haben  
(§ 14 Abs. 1), sind verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu drei Monaten, in 
der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Das Gleiche gilt in den 
Fällen des § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2  § 14 Abs. 2 Nr. 2, wenn die Voraussetzungen 
dieser Vorschrift vor der Entscheidung des Bundesamtes entfallen. 
(2-4) unverändert 

§ 48 Beendigung der Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wo hnen 

Die Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, endet vor Ablauf von drei Monaten, 
wenn der Ausländer  
1. verpflichtet ist, an einem anderen Ort oder in einer anderen Unterkunft Wohnung zu nehmen, 
2. unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt ist oder ihm unanfechtbar internationaler 
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2  die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde oder 



3. nach der Antragstellung durch Eheschließung im Bundesgebiet die Voraussetzungen für 
einen Rechtsanspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem Aufenthaltsgesetz erfüllt. 
 

§ 49 unverändert 

§ 50 Landesinterne Verteilung 

(1) Ausländer sind unverzüglich aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen und innerhalb des 
Landes zu verteilen, wenn das Bundesamt der zuständigen Landesbehörde mitteilt, dass  

1. nicht oder nicht kurzfristig entschieden werden kann, dass der Asylantrag unzulässig, 
unbeachtlich oder offensichtlich unbegründet ist und ob die Voraussetzungen des § 60 
Absatz 5 oder 7  § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 des Aufenthaltsgesetzes in der Person 
des Ausländers oder eines seiner Familienangehörige n im Sinne des § 26 Absatz 1 
bis 3  des Ausländers, seines Ehegatten oder seines minderjährigen ledigen Kindes 
vorliegen, oder 
2. das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Entscheidung 
des Bundesamtes angeordnet hat. 

Eine Verteilung kann auch erfolgen, wenn der Ausländer aus anderen Gründen nicht mehr 
verpflichtet ist, in der Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
(2-3) unverändert 
(4) Die zuständige Landesbehörde erlässt die Zuweisungsentscheidung. Die 
Zuweisungsentscheidung ist schriftlich zu erlassen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Sie bedarf keiner Begründung. Einer Anhörung des Ausländers bedarf es nicht. Bei 
der Zuweisung ist die Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen im Sinne des § 26 
Absatz 1 bis 3  Ehegatten und ihren Kindern unter 18 Jahren zu berücksichtigen. 
(5-6) unverändert 
 

§ 51 Länderübergreifende Verteilung 

(1) Ist ein Ausländer nicht oder nicht mehr verpflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, 
ist der Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 
Ehegatten sowie Eltern und ihren minderjährigen ledigen Kindern oder sonstigen humanitären 
Gründen von vergleichbarem Gewicht auch durch länderübergreifende Verteilung Rechnung zu 
tragen. 
(2) unverändert 

§ 52 Quotenanrechnung 

Auf die Quoten nach § 45 wird die Aufnahme von Asylbegehrenden in den Fällen des § 14 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3  § 14 Abs. 2 Nr. 3, des § 14a sowie des § 51 angerechnet. 
 

§ 53 Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 

(1) unverändert 
(2) Eine Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, endet, wenn das 
Bundesamt einen Ausländer als Asylberechtigten anerkannt oder ein Gericht das Bundesamt 
zur Anerkennung verpflichtet hat, auch wenn ein Rechtsmittel eingelegt worden ist, sofern durch 
den Ausländer eine anderweitige Unterkunft nachgewiesen wird und der öffentlichen Hand 
dadurch Mehrkosten nicht entstehen. Das Gleiche gilt, wenn das Bundesamt oder ein Gericht 
einem Ausländer internationalen Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nu mmer 2  die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat. In den Fällen der Sätze 1 und 2 endet die Verpflichtung 



auch für die Familienangehörigen im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 des Ausländers.  den 
Ehegatten und die minderjährigen Kinder des Ausländers. 
(3) § 44 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 54 unverändert 

Vierter Abschnitt 6 Recht des Aufenthalts während des Asylverfahrens 

§ 55 Aufenthaltsgestattung  
(1-2) unverändert 
(3) Soweit der Erwerb oder die Ausübung eines Rechts oder einer Vergünstigung von der Dauer 
des Aufenthalts im Bundesgebiet abhängig ist, wird die Zeit eines Aufenthalts nach Absatz 1 nur 
angerechnet, wenn der Ausländer als Asylberechtigter anerkannt oder ihm internation aler 
Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 zuerkannt  wurde.  unanfechtbar als 
Asylberechtigter anerkannt oder ihm unanfechtbar die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden 
ist. 
 

§§ 56-57 unverändert 

§ 58 Verlassen eines zugewiesenen Aufenthaltsbereichs 

(1-3) unverändert 
(4) Der Ausländer kann den Geltungsbereich der Aufe nthaltsgestattung ohne Erlaubnis 
vorübergehend verlassen, wenn ein Gericht das Bunde samt dazu verpflichtet hat, den 
Ausländer als Asylberechtigten anzuerkennen, ihm in ternationalen Schutz im Sinne des  
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 zuzuerkennen oder die Vorauss etzungen des § 60 Absatz 5 oder 7 
des Aufenthaltsgesetzes festzustellen, auch wenn di ese Entscheidung noch nicht 
unanfechtbar ist. Satz 1 gilt entsprechend für Fami lienangehörige im Sinne des § 26 
Absatz 1 bis 3. 
Der Ausländer kann den Geltungsbereich der Aufenthaltsgestattung ohne Erlaubnis 
vorübergehend verlassen, wenn ihn das Bundesamt als Asylberechtigten anerkannt oder ein 
Gericht das Bundesamt zur Anerkennung verpflichtet hat, auch wenn die Entscheidung noch 
nicht unanfechtbar ist; das Gleiche gilt, wenn das Bundesamt oder ein Gericht dem Ausländer 
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat oder Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 2, 3, 5 oder 
Abs. 7 des Aufenthaltsgesetzes gewährt hat. Satz 1 gilt entsprechend für den Ehegatten und die 
minderjährigen ledigen Kinder des Ausländers. 
(5-6) unverändert 
 

§§ 59-60 unverändert 

§ 61 Erwerbstätigkeit 

(1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der Ausländer keine 
Erwerbstätigkeit ausüben. 
(2) Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit neun Monaten  einem Jahr gestattet im 
Bundesgebiet aufhält, abweichend von § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die Ausübung einer 
Beschäftigung erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Ein geduldeter oder rechtmäßiger Voraufenthalt wird auf 
die Wartezeit nach Satz 1 angerechnet. Die §§ 39 bis 42 des Aufenthaltsgesetzes gelten 
entsprechend. 



§§ 62-67 unverändert 

§ 68 (weggefallen) 

§ 69 (weggefallen) 

§ 70 (weggefallen) 

Fünfter  Abschnitt 7 Folgeantrag, Zweitantrag 

§§ 71-71a unverändert 

Sechster  Abschnitt 8 Erlöschen der Rechtsstellung 

§ 72 unverändert 

§ 73 Widerruf und Rücknahme  der Asylberechtigung und der 
Flüchtlingseigenschaft 

(1-2a) unverändert 
(2b) In den Fällen des § 26 Absatz 1 bis 3 und 5  § 26 Abs. 1, 2 und 4 ist die Anerkennung als 
Asylberechtigter und die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen des § 26 Absatz 4 Satz 1  § 26 Abs. 3 Satz 1 vorliegen. Die Anerkennung als 
Asylberechtigter ist ferner zu widerrufen, wenn die Anerkennung des Asylberechtigten, von dem 
die Anerkennung abgeleitet worden ist, erlischt, widerrufen oder zurückgenommen wird und der 
Ausländer nicht aus anderen Gründen als Asylberechtigter anerkannt werden könnte. In den 
Fällen des § 26 Abs. 4 ist die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu widerrufen, wenn die 
Flüchtlingseigenschaft des Ausländers, von dem die Zuerkennung abgeleitet worden ist, erlischt, 
widerrufen oder zurückgenommen wird und dem Ausländer nicht aus anderen Gründen die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt werden könnte. 
(3) Bei Widerruf oder Rücknahme der Anerkennung als Asy lberechtigter oder der 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist zu entsc heiden, ob die Voraussetzungen für 
den subsidiären Schutz oder die Voraussetzungen des  § 60 Absatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegen.  Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2, 
3, 5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes vorliegen, ist zurückzunehmen, wenn sie fehlerhaft ist, und 
zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 
(4-6) unverändert 
(7) Ist die Entscheidung über den Asylantrag vor dem 1. Januar 2005 unanfechtbar geworden, 
hat die Prüfung nach Absatz 2a Satz 1 spätestens bis zum 31. Dezember 2008 zu erfolgen. 

§ 73a unverändert 

§ 73b Widerruf und Rücknahme des subsidiären Schutzes 
 
(1) Die Gewährung des subsidiären Schutzes ist zu w iderrufen, wenn die Umstände, die 
zur Zuerkennung des subsidiären Schutzes geführt ha ben, nicht mehr bestehen oder sich 
in einem Maß verändert haben, dass ein solcher Schu tz nicht mehr erforderlich ist. § 73 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 ist zu berücksicht igen, ob sich die Umstände so 
wesentlich und nicht nur vorübergehend verändert ha ben, dass der Ausländer, dem 
subsidiärer Schutz gewährt wurde, tatsächlich nicht  länger Gefahr läuft, einen 
ernsthaften Schaden im Sinne des § 4 Absatz 1 zu er leiden. 
(3) Die Zuerkennung des subsidiären Schutzes ist zu rückzunehmen, wenn der Ausländer 
nach § 4 Absatz 2 von der Gewährung subsidiären Sch utzes hätte ausgeschlossen 



werden müssen oder ausgeschlossen ist oder eine fal sche Darstellung oder das 
Verschweigen von Tatsachen oder die Verwendung gefä lschter Dokumente für die 
Zuerkennung des subsidiären Schutzes ausschlaggeben d war. 
(4) § 73 Absatz 2b Satz 3 und Absatz 2c bis 6 gilt entsprechend. 
 
§ 73c Widerruf und Rücknahme von Abschiebungsverboten 
 
(1) Die Feststellung der Voraussetzungen des § 60 A bsatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes ist zurückzunehmen, wenn sie fe hlerhaft ist. 
(2) Die Feststellung der Voraussetzungen des § 60 A bsatz 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes ist zu widerrufen, wenn die Vor aussetzungen nicht mehr vorliegen. 
(3) § 73 Absatz 2c bis 6 gilt entsprechend.“ 

Siebenter  Abschnitt 9 Gerichtsverfahren 

§ 74 unverändert 

§ 75 Aufschiebende Wirkung der Klage 

(1) Die Klage gegen Entscheidungen nach diesem Gesetz hat nur in den Fällen des  § 38 
Absatz 1 sowie der §§ 73, 73b und 73c  der § 38 Abs. 1 und § 73 aufschiebende Wirkung.  
(2) Die Klage gegen Entscheidungen des Bundesamtes, mit denen die Anerkennung als 
Asylberechtigter oder die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wegen des Vorliegens der 
Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 Abs. 2 
widerrufen oder zurückgenommen worden ist, hat keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt 
entsprechend bei Klagen gegen den Widerruf oder die  Rücknahme der Gewährung 
subsidiären Schutzes wegen Vorliegens der Vorausset zungen des § 4 Absatz 2.  § 80 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt. 
 

§§ 76-83b unverändert 

Achte r Abschnitt 10 Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 84 Verleitung zur missbräuchlichen Asylantragstel lung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen Ausländer 
verleitet oder dabei unterstützt, im Asylverfahren vor dem Bundesamt oder im gerichtlichen 
Verfahren unrichtige oder unvollständige Angaben zu machen, um seine Anerkennung als 
Asylberechtigter oder die Zuerkennung internationalen Schutzes im Sinne d es § 1 Absatz 1 
Nummer 2  die Feststellung, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 des 
Aufenthaltsgesetzes vorliegen, zu ermöglichen. 
(2-6) unverändert 
 

§§ 84a-86 unverändert 

Neunter  Abschnitt 11 Übergangs- und Schlussvorschriften 

§§ 87-90 unverändert 

Die Anlagen I und II unverändert 


